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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Petra Bläss, 
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der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/6448 — 


Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 


A. Problem 

Nach Auffassung der Antragsteller hat sich die gesellschaftliche 
und betriebliche Wirklichkeit erheblich verändert. Dies ergebe 
sich insbesondere durch den Einzug neuer Technologien und 
deren Auswirkungen auf die Arbeitssituation der abhängig 
Beschäftigten, durch gesetzliche Regelungen zur Gleichstellung 
der Frau und gegen sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz, aus den 
Erfordernissen des Umweltschutzes, durch Fragen der Datenverar- 
beitung und des Datenschutzes, durch notwendigen Gesundheits- 
schutz und Prävention und schließlich durch das Verlangen einer 
qualifizierten Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerschaft nach 
demokratischer Beteiligung im Arbeitsleben, nach Abbau von 
autoritären Kommandostrukturen und Fremdbestimmung. 

Deshalb sind die Antragsteller der Auffassung, daß das Betriebs- 
verfassungsgesetz vollständig überarbeitet werden müsse. Dabei 
werden im wesentlichen folgende Änderungen angestrebt: 

— Erweiterung von Mitbestimmungsrechten anstelle von Unter- 
richtungs- und Beratungsrechten des Betriebsrats 

— Absicherung von Initiativrechten bei Personalplanung und 
Produktionsweise 

— Einführung von aufschiebenden Vetorechten des Betriebsrats 
bei Einigungsverfahren 
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— Stärkung der Rechtsstellung der Gewerkschaften im Betrieb 
und Aufhebung der Beschränkung von Meinungsfreiheit im 
Betrieb 

— Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten des Betriebsrats 

— Verbesserung des Kündigungsschutzes durch generelles 
Widerspruchsrecht des Betriebsrats und Umkehr der bisherigen 
Rechtspraxis (Auflösungsklage des Arbeitgebers) 

— Stärkung und Förderung der Rechte der Frau 

— Erweiterung der Kompetenzen des Betriebsrats beim Arbeits-, 
Gesundheits- und Umweltschutz sowie beim Datenschutz 

— Einführung basisdemokratischer Elemente und unmittelbarer 
Mitbestimmungsmöglichkeiten für die Beschäftigten am 
Arbeitsplatz 

— Absicherung des Wirkens von Betriebsräten im Rahmen inter- 
nationaler Konzerne 

— verbindliche Regelung der Außenbeziehungen des Betriebsrats 
entsprechend den neuen Aufgaben. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Das geltende Betriebsverfassungsrecht hat sich überwiegend 
bewährt. Eine völlige Überarbeitung ist überflüssig. Im übrigen 
würde die Verwirklichung der Vorschläge des Antrages zu einer 
völligen Veränderung der bisherigen Partnerschaft innerhalb der 
Unternehmen führen. 

Mehrheit im Ausschuß mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. sowie einiger Mitglieder der 
Fraktion der SPD gegen die Stimme des Mitglieds der Gruppe der 
PDS/Linke Liste und bei Enthaltung eines Teils der Mitglieder 
der Fraktion der SPD. 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 

Behutsame Fortentwicklung des Betriebsverfassungsrechts. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/6448 — abzulehnen. 

Bonn, den 18. Mai 1994 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Günther Heyenn Heinz- Adolf Hörsken 

Vorsitzender Berichterstatter 


3 




Drucksache 1 2/7998 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Heinz-Adolf Hörsken 


I. Allgemeines 

Den Antrag der Abgeordneten Petra Bläss, Dr. Fritz 
Schumann (Kroppenstedt), Dr. Gregor Gysi xmd der 
Gruppe der PDS/Linke Liste „Novellierung des 
Betriebsverfassungsgesetzes" (Drucksache 12/6448) 
hat der Deutsche Bxmdestag in seiner 210. Sitzung 
vom 24. Februar 1994 dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordmmg federführend und den Ausschüssen für 
Wirtschaft, für Familie xmd Senioren xmd für Frauen 
und Jugend zur Mitberatxmg überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
79. Sitzxmg am 18. Mai 1994 beraten imd einstimmig 
die Ablehnxmg empfohlen. 

Der Ausschuß für Familie und Senioren hat einstim- 
mig bei Abwesenheit der Gruppen der PDS/Linke 
Liste und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgeschlagen, 
die Ablehnung des Antrags zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Frauen imd Jugend hat mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. gegen die Stimme der Vertreterin der Gruppe 
der PDS/Linke Liste bei Abwesenheit der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgeschlagen, die 
Ablehnxmg des Antrags zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Antrag in seiner 119. Sitzung vom 18. Mai 1994 
beraten xmd abgeschlossen. In der Schlußabstimmung 
hat er den Antrag mit den Stinunen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU, F.D.P. und von Teilen der 
Fraktion der SPD gegen die Stimme des Mitglieds der 
Gruppe PDS/Linke Liste xmd bei Enthaltung eines 
Teils der Mitglieder der Fraktion der SPD abqe- 
lehnt. 


II. Zum wesentlichen Inhalt der Vorlage 

Es wird auf den Inhalt der Drucksache 12/6448 ver- 
wiesen. Im übrigen geht der Antrag von folgenden 

Grundsätzen aus: 

— Erweiterung von Mitbestimmungsrechten anstelle 
von UnterrichtimgS" imd Beratungsrechten des 
Betriebsrats 

— Absicherung von Initiativrechten bei Personalpla- 
nxmg xmd Produktionsweise 

— Einführung von aufschiebenden Vetorechten des 
Betriebsrats bei Einigungsverfahren 

— Stärkung der Rechtsstellung der Gewerkschaften 
im Betrieb imd Aufhebung der Beschränkung von 
Meinungsfreiheit im Betrieb 

— Verbessenmg der Arbeitsmöglichkeiten des Be- 
triebsrats 


— Verbesserung des Kündigungsschutzes durch ge- 
nerelles Widerspruchsrecht des Betriebsrats und 
Umkehr der bisherigen Rechtspraxis (Auflösungs- 
klage des Arbeitgebers) 

— Stärkung und Förderung der Rechte der Frau 

— Erweiterung der Kompetenzen des Betriebsrats 
beim Arbeits-, Gesundheits- imd Umweltschutz 
sowie beim Datenschutz 

— Einführung basisdemokratischer Elemente und 
unmittelbarer Mitbestimmungsmöglichkeiten für 
die Beschäftigten am Arbeitsplatz 

— Absicherung des Wirkens von Betriebsräten im 
Rahmen internationaler Konzerne 

— verbindliche Regelung der Außenbeziehungen 
des Betriebsrats entsprechend den neuen Aufga- 
ben. 


IIL Zu den Beratungen im Ausschuß 

Das Mitglied der antragstellenden Gruppe der PDS/ 
Linke Liste begründete den Antrag damit, daß das 
Betriebsverfassungsgesetz keine Lösung für die Ver- 
änderungen gesellschaftlicher und betrieblicher Na- 
tur habe, die seit 1972 eingetreten seien. Dies gelte 
insbesondere für Veränderungen auf dem Gebiet der 
neuen Technologien, der gesetzlichen Regelung zur 
Gleichstellung der Frau, den Erfordernissen des 
Umweltschutzes, der Fragen der Datenverarbeitung 
und des Datenschutzes und des notwendigen Gesund- 
heitsschutzes und der Prävention. Schließlich gehe es 
darum, der qualifizierten Arbeitnehmerschaft mehr 
demokratische Beteiligung am Arbeitsleben einzu- 
räumen und autoritäre Kommandostrukturen sowie 
Fremd bestimmungen abzubauen. Der Antrag sei als 
Versuch zu verstehen, dem Trend entgegenzusteu- 
ern, nach dem Rechte von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zurückgedreht würden. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU xmd 
F.D.P. hoben hervor, daß auch ein über Jahrzehnte 
bewährtes Gesetz für die Betriebsverfassung fortzu- 
entwickeln sei, wenn einzelne Pimkte überholungs- 
bedürftig erscheinen sollten xmd neuen Gegebenhei- 
ten angepaßt werden müßten. Der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste gehe es mit ihrem Antrag aber nicht um 
eine Fortentwicklung der Betriebsverfassung, son- 
dern um eine grundlegende Systemänderxmg. Das 
System der betrieblichen Mitbestimmung werde 
durch den Antrag auf den Kopf gestellt. Die im 
Grundsatz gewährleistete Entscheidxmgsfreiheit des 
Arbeitgebers in unternehmerisch-wirtschaftlichen 
Angelegenheiten werde vollständig ausgehebelt. Der 
Betriebsrat würde zum Mituntemehmer. Darüber hin- 
aus würde der Betriebsrat zum gleichberechtigten 
Personalchef, wenn die Forderung nach einer vollen 
Mitbestimmimg bei der Personalplanung einschließ- 
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lieh einer schrankenlosen Mitbestimmung bei perso- 
nellen Einzelmaßnahmen realisiert würde. Die Folgen 
der Umgestaltung der Betriebsverfassung würden 
gravierend sein und den Industriestandort Deutsch- 
land in Frage stellen. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD stellten heraus, 
daß für die SPD die Weiterentwicklimg der Betriebs- 
verfassung stets ein Hauptanliegen sei. Das Betriebs- 
verfassimgsgesetz von 1972 sei eins der bedeutend- 
sten Reformvorhaben der damals von der SPD geführ- 
ten Bundesregierung gewesen. Inzwischen gebe es 
allerdings zahlreiche Gefährdungen der Betriebsver- 
fassung durch die Politik der konservativen Regie- 
rungskoalition imd auch durch die europäische Ent- 
wicklung. Dabei sei das, was in den sogenannten 
neuen Fühiungsseminaren Lean-Management ge- 
nannt werde, nichts anderes als die Idee der Arbeit- 
nehmermitbestimmimg bei betrieblichen Abläufen 
imd Entscheidungsprozessen, wie sie im Betriebsver- 


Borm, den 2. Juni 1994 


fassungsrecht ihren gesetzlichen Rahmen fänden. Das 
Betriebsverfassungsrecht müsse im Bereich des 
betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes den 
Arbeitnehmern mehr Mitsprache geben imd sicher- 
lich auch bei Fragen der Investitionen und der 
Betriebsorganisation. Es sei allerdings nicht sinnvoll, 
über eine Novellierung der Betriebsverfassung die 
unternehmerische Entscheidung und Verantwortung 
der Arbeitnehmervertretung übertragen zu wollen. 
Gerade die Balance zwischen Kapitalinteresse und 
Arbeitnehmerinteresse habe sich als innovationsfreu- 
diger erwiesen als die Dominanz der einen oder 
anderen Seite. Weim auch viele der Vorstellungen in 
dem Antrag der Gruppe der PDS/Linke Liste durchaus 
gewerkschaftlichen Vorstellimgen entsprächen, so 
zeige der Antrag insgesamt, daß die plakative Darrei- 
chungsform der Antragsteller stärker die Hand 
geführt habe als das tatsächliche Interesse an den 
Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechten der Ar- 
beitnehmer. 


Heinz-Adolf Hörsken 

Berichterstatter 
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